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366. Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf-
sachen durch die Türkei

3 6 7 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 10/1969 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation

368. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 5/1969 des Gemeinsamen Rates, gefaßt
auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer Assoziierung zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der Republik
Finnland

3 6 9 . Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Übereinkommens über das auf Unter-
haltsverpflichtungen gegenüber Kindern anzuwendende Recht auf das gesamte
Hoheitsgebiet der Portugiesischen Republik

370. Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen
zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr samt Unterzeichnungs-
protokoll durch Polen

3 7 1 . Kundmachung: Geltungsbereich der Satzung des Internationalen Studienzentrums für die
Restaurierung von Kulturgut

3 7 2 . Kundmachung: Beitritt Bulgariens zum Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr
von Umschließungen

3 6 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. Oktober 1969 betreffend die Rati-
fikation des Europäischen Übereinkommens
vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in

Strafsachen durch die Türkei

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Eu-
roparates hat die Türkei ihre Ratifikations-
urkunde zum Europäischen Übereinkommen über
die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nr. 41/1969,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 133/1969) am 24. Juni 1969
hinterlegt.

Bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat
die Türkei folgende anläßlich der Unterzeichnung
des Übereinkommens abgegebene Erklärungen
bestätigt :

1. Zu Artikel 5

Die Erledigung von Rechtshilfeersuchen um
Durchsuchung oder Beschlagnahme von Gegen-
ständen wird den Bedingungen der lit. a, b und
c des Absatzes 1 unterworfen.

2. Zu Artikel 7 Abs. 3

Vorladungen für Beschuldigte, die sich im
Hoheitsgebiet der Türkischen Republik befinden,
müssen den beteiligten türkischen Behörden min-
destens 40 Tage vor dem für das Erscheinen fest-
gesetzten Zeitpunkt übermittelt werden.

Klaus

3 6 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 23. Oktober 1969, womit der Beschluß
Nr. 10/1969 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des
Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/

1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 248/1969), verlautbart wird
(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 10/69

BESCHLUSS DES RATES Nr. 10/1969

(In der 24. gemeinsamen Sitzung am 10. Juli
1969 gefaßt)
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ABÄNDERUNG DER EINLEITENDEN AN-
MERKUNG 5 ZU BEILAGE II DES ANHAN-

GES B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-

kommens,

BESCHLOSSEN:

1. Die einleitende Anmerkung 5 zu Beilage II
des Anhanges B des Übereinkommens wird abge-
ändert. Die lit. a bis i werden durch folgenden
Text ersetzt:

„a) Seide, Schappeseide und Bouretteseide;
b) Kontinuierliche synthetische Spinnstoffe im

Sinne der Anmerkung 1 (a) zu Kapitel 51
der Brüsseler Nomenklatur;

c) Kontinuierliche künstliche Spinnstoffe im
Sinne der Anmerkung 1 (b) zu Kapitel 51
der Brüsseler Nomenklatur;

d) Diskontinuierliche synthetische Spinnstoffe
im Sinne der Anmerkung 1 (a) zu Kapi-
tel 51 der Brüsseler Nomenklatur;

e) Diskontinuierliche künstliche Spinnstoffe im
Sinne der Anmerkung 1 (b) zu Kapitel 51
der Brüsseler Nomenklatur;

f) Metallgespinste;
g) Schafwolle;
h) Andere Tierhaare;
i) Flachs und Ramie;
j) Baumwolle;
k) Andere pflanzliche Spinnstoffe.".

2. Dieser Beschluß tritt am 1. Oktober 1969 in
Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Klaus

3 6 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 23. Oktober 1969, womit der Beschluß Nr. 5/
1969 des Gemeinsamen Rates, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 249/

1969), verlautbart wird

(Übersetzung)
FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 5/69

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 5/1969

(In der 24. gemeinsamen Sitzung am 10. Juli
1969 gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf den Beschluß des Rates Nr. 10/

1969 1),
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assoziie-

rungs-Übereinkommens
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BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 10/1969 ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

2. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

1) Der Beschluß des Rates Nr. 10/1969 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation ist unter
BGBl. Nr. 367/1969 verlautbart.

Klaus

3 6 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 24. Oktober 1969 betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Überein-
kommens über das auf Unterhaltsverpflich-
tungen gegenüber Kindern anzuwendende
Recht auf das gesamte Hoheitsgebiet der

Portugiesischen Republik

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Portugal beschlossen, den territorialen
Geltungsbereich des Übereinkommens über das
auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern
anzuwendende Recht (BGBl. Nr. 293/1961, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 62/1969), welches seit 3. Feber 1969
für das Mutterland in Kraft steht, auf das gesamte
übrige Hoheitsgebiet auszudehnen.

Diese Ausdehnung des Geltungsbereiches ist ge-
mäß Artikel 9 dritter Absatz des Übereinkom-
mens am 3. September 1969 in Kraft getreten.

Klaus

3 7 0 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 24. Oktober 1969 betreffend die Rati-
fikation des Abkommens über die Besteu-
erung von Straßenfahrzeugen zum privaten
Gebrauch im internationalen Verkehr vom
18. Mai 1956 samt Unterzeichnungsprotokoll

durch Polen

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen hat Polen am 4. September
1969 seine Ratifikationsurkunde zum Abkommen
über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum
privaten Gebrauch im internationalen Verkehr
samt Unterzeichnungsprotokoll (BGBl. Nr. 170/
1959, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 181/1968) hinterlegt.

Die Ratifikationsurkunde Polens enthält den
Vorbehalt, daß sich der genannte Staat an die
Bestimmungen des Artikels 10 Absätze 2 und 3
des Abkommens nicht gebunden betrachtet.

Klaus

3 7 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 25. Oktober 1969 betreffend den Gel-
tungsbereich der Satzung des Internationalen
Studienzentrums für die Restaurierung von

Kulturgut

Nach Mitteilung des Generaldirektors der
UNESCO sind folgende weitere Staaten den
Satzungen des Internationalen Studienzentrums
für die Erhaltung und Restaurierung von Kultur-
gut (BGBl. Nr. 202/1961, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 150/
1967) beigetreten:

Staaten : Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Thailand 8. Feber 1967

Portugal 14. September 1967

Japan 19. Dezember 1967

Vereinigtes Königreich
von Großbritannien
und Nordirland 4. Jänner 1968

Klaus

3 7 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 27. Oktober 1969 betreffend den Bei-
tritt Bulgariens zum Zollabkommen vom
6. Oktober 1960 über die vorübergehende

Einfuhr von Umschließungen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Rates
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens hat Bulgarien am 5. August 1969 seine
Beitrittsurkunde zum Zollabkommen über die
vorübergehende Einfuhr von Umschließungen
(BGBl. Nr. 191/1962) hinterlegt.

Klaus
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